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STADT WÜRSELEN BEBAUUNGSPLAN NR. 187 
 STAND: 27.09.2005 

             Satzungsbeschluss 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

 
 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB / 

HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB  

 
1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA) gem. § 4 BauNVO 
 
1.1.1 Gem. § 1 Abs. 5 i. V. m. Abs. 9 BauNVO sind die der Versorgung des Gebietes 

dienenden Läden nicht zulässig. 
 
1.1.2 Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO können Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 

gesundheitliche u. sportliche Zwecke ausnahmsweise zugelassen werden. 
 
1.1.3 Gem. § 1 Abs. 6 BauNVO sind die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 

zulässigen Nutzungen 
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe sowie 
- Tankstellen 
nicht zulässig. 
 

1.1.4 Im Allgemeinen Wohngebiet sind gem. § 9 Abs. 6 BauGB max. 2 Wohnungen 
pro Wohngebäude zulässig. 

 
 
1.2 Mischgebiete (MI) gem. § 6 BauNVO 
 
1.2.1 Gem. § 1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO sind Gartenbaubetriebe sowie 

Tankstellen nicht zulässig. Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig mit 
Ausnahme von der Versorgung des Gebietes dienenden Läden.  

 
1.3 Kerngebiete (MK) gem. § 7 BauNVO 
 
1.3.1 Gem. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO sind Tankstellen nicht zulässig. 
 
1.3.2 Gem. § 1 Abs. 7 BauNVO sind Wohnungen für Aufsichts- und 

Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter nach § 7 
Abs. 2 Nr. 6 BauNVO und sonstige Wohnungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO 
im Erd- und Kellergeschoss nicht zulässig.  

 In den Obergeschossen sind Wohnungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 6 und 7 BauNVO 
nur ausnahmsweise zulässig, wenn der Immissionsschutz im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens sichergestellt ist. 

 
1.3.3 Gem. § 1 Abs. 7 BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe nur im Erdgeschoss 

zulässig.  
 
 
1.4 Gewerbegebiete (GE 1.1, GE 1.2, GE 2 und GE 3) gem. § 8 BauNVO  
 
1.4.1 In den Gewerbegebieten sind gem. § 1 Abs. 5 i. V. m. Abs. 9 BauNVO 

Gewerbebetriebe, die in der Abstandsliste 1998 gem. Runderlass des 
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Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom 02.04.98 (MBl. 
NW. 1998 S. 744) aufgeführt sind, nicht zulässig.  

  
 Gemäß § 31 Abs.1 BauGB können in den Gewerbegebieten Betriebe der 

Abstandsklasse VII ausnahmsweise zugelassen werden, wenn der Nachweis 
erbracht wird, dass durch besondere Maßnahmen (z.B. geschlossene und/oder 
schalldämmende Bauweise) und/oder Betriebsbeschränkungen (z.B. Verzicht 
auf Nachtarbeit) die Emissionen so begrenzt werden, dass die Betriebe in ihrem 
Emissionsverhalten den allgemein zulässigen Betriebsarten entsprechen. 

 
 Weitergehende Befreiungen nach § 31 Abs. 2 BauGB können im Einzelfall 

erteilt werden, wenn die notwendigen Nachweise erbracht werden, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen vermieden werden. 

 
1.4.2 In den Gewerbegebieten GE 1.1, GE 1.2, GE 2 sind gem. § 1 Abs. 5 BauNVO 

Lagerplätze und Tankstellen nicht zulässig. 
 

1.4.3 In den Gewerbegebieten sind gem. §1 Abs. 5 und 9 BauNVO 
Einzelhandelsbetriebe und Läden  nicht zulässig. 

 
1.4.4 In dem mit GE 1.1 gekennzeichneten Gewerbegebiet sind Wohnungen für 

Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht 
zulässig. 

 
1.4.5 Festsetzungen zum Lärmimmissionsschutz (gem. § 1 Abs. 4 BauNVO) 
 

In den Gewerbegebieten sind Betriebe, Anlagen und Einrichtungen zulässig, die 
durch die bauliche Ausbildung (z.B. Wand-, Dach-, Fenster-, Lüfter- und 
Torkonstruktionen), Stellung und Höhenentwicklung der baulichen Anlagen 
unter Einbeziehung der innerbetrieblichen Verkehrsanlagen gewährleisten, dass 
die in der folgenden Tabelle aufgeführten immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schallleistungspegel LW’’ ermittelt nach dem Verfahren nach 
Nummer A.2.4 des Anhanges der Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Bundesimmissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm – TA Lärm) vom 16. August 1998 GMBl. 1998 S. 503 ohne 
Berücksichtigung von Richtwirkungen und Reflexionen, nicht überschritten 
werden: 
 

Fläche Beurteilungs-
zeitraum 

LW’’dB(A)/m² 
Grundstücksfläche 

GE 1.1/1.2. Tag 50 
 Nacht 0 
GE 2 Tag 53 
 Nacht 40 
GE 3 Tag 60 
 Nacht 47 

 
 
2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG GEM. § 9 ABS. 1 NR.1 BAUGB 

 
2.1 Höhe der baulichen Anlagen gem. § 16 Abs. 2 Nr.  4 und § 18 BauNVO 
  

Im Bebauungsplan sind die zulässigen Traufhöhen (TH) als Mindest- und 
Maximalhöhe in den einzelnen Baugebieten festgesetzt. 
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Als unterer Bezugspunkt für die Traufhöhe gilt die Oberkante des 
Straßenbelages der dem Gebäude zugeordneten Erschließungsstraße 
gemessen in der Mitte der straßenseitigen Grundstücksgrenze.  

 
  Der obere Bezugspunkt der Traufhöhe definiert sich bei geneigten Dächern als 

Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut oder bei Flachdächern als 
Oberkante fertige Decke des obersten Vollgeschosses. 

 
 
3. BAUWEISE, ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN UND STE LLUNG 

DER BAULICHEN ANLAGEN GEM. § 9 (1) NR. 2 BAUGB  
 
 Baulinien gem. § 23 Abs. 2 BauNVO 
 Von den im Bebauungsplan festgesetzten Baulinien kann ausnahmsweise ein 

Zurücktreten um maximal 2 m zugelassen werden, wenn aus architektonisch / 
gestalterischen Gründen oder funktionalen Gründen erforderlich.  

 
 
 
4. LANDSCHAFTSPLANERISCHE MASSNAHMEN NACH § 9 (1) N R. 5, 15, 20 

UND 25 BAUGB 
 
4.1 Auf Stellplatzanlagen ist je angefangene 10 Stellplätze 1 mittelkroniger Baum 

der folgenden Arten anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten: 

Acer platanoides   - Spitzahorn, 

Acer pseudoplatanus   - Bergahorn, 

Carpinus betulus   - Hainbuche, 

Fraxinus excelsior   - gemeine Esche, 

Quercus cerris    - Zerreiche, 

Quercus robur    - Stieleiche, 

Tilia cordata    - Winterlinde, 

Tilia intermedia    - holländische Linde. 
 

4.2 An den im Bebauungsplan gekennzeichneten Grundstücksgrenzen ist eine 
Schnitthecke zu pflanzen (Fagus sylvatica – Rot-Buche). Die Pflanzdichte 
beträgt mindestens 3 Stück / lfdm, Pflanzhöhe 100-150 cm.  
 

 
5. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN 

UMWELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAU GB 
 
In den dafür gekennzeichneten Flächen sind für Räume, die dem dauerhaften 
Aufenthalt von Menschen dienen (Büroräume, Aufenthaltsräume von 
Wohnungen, Bettenräume in Krankenanstalten u.ä. gem. DIN 4109), für die in 
der Anlage 1 (siehe Planzeichnung) dargestellten Lärmpegelbereiche die 
jeweiligen erforderlichen resultierenden Schalldämmmaße für die 
Außenbauteile von Gebäuden (erf. R’ w, res )  gem. DIN 4109 einzuhalten: 
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Raumarten  
Bettenräume 
in 
Krankenanstal
ten und 
Sanatorien 
 

Aufenthaltsräum
e in Wohnungen, 
Übernachtungsrä
ume in 
Beherbergungsb
etrieben, 
Unterrichtsräume 
und ähnliches 

Büroräume und 
andere 
Aufenthalts-
räume mit 
gewerblicher 
Nutzung 
anderer Art als 
in der vorherge-
henden Spalte 

Lärm- 
pegel- 
bereich  
 

Maßgeblicher  
Außenlärm- 
pegel lt. der 
Lärmkarte 
zur Tageszeit  
in dB(A) 

erf. R ´w, res des Außenbauteils in dB  
IV 66 – 70 

 
45 40 35 

V 71 - 75 50 45 40 
VI 76 - 80 * 50 45 

* die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen.  
 
Die an den Rändern der Baufenster (Baulinie bzw. Baugrenze) 
gekennzeichneten Lärmpegelbereiche (siehe Planzeichnung, Anlage 1) gelten 
für die zu dieser Seite hin ausgerichteten Fassaden des jeweiligen Gebäudes, 
auch wenn die Gebäude bzw. die Fassaden mit Abstand zur 
Baufensterbegrenzung innerhalb des Baufensters liegen. 
 
Die Angaben an den zur Krefelder Straße ausgerichteten Baufensterseiten 
gelten für alle Fassaden, die der Krefelder Straße parallel bis senkrecht (< 
90°) zugewandt sind.  
 
Für seitliche Fassaden, die mindestens senkrecht (> 90°) zur Krefelder Straße 
ausgerichtet sind, gelten die an den Baufensterrändern dargestellten 
Lärmpegelbereiche. In Zweifelsfällen sind die jeweils höheren Anforderungen 
zu berücksichtigen.  
 
Weitere Angaben und Hinweise sind der schalltechnischen Untersuchung Nr. 
WÜ/39/03/BP/043, Ermittlung und Beurteilung der Immissionen aus den 
Verkehrsgeräuschen der B 57 an der Straßenrandbebauung, IBK 
Ingenieurbüro Dipl.-Ing. F.-J- Kals, Herzogenrath, März 2005 zu entnehmen.  

 
 

6. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 

Gemäß § 86 Abs. 4 BauO NW (Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.1995, in der derzeit geltenden Fassung) werden 
folgende örtliche Bauvorschriften in den Bebauungsplan Nr. 187 als 
Festsetzung aufgenommen: 
 
Die Gewerbegebiete GE 1.1, GE 1.2 und GE 2 sind – falls keine Bebauung an 
der Straßenbegrenzung besteht – an den Grenzen der Verkehrsflächen mit 
einer 2 m hohen, geschlossenen Einfriedigung zu versehen. Dies gilt auch bei 
Zufahrten und Zugängen, die mit entsprechenden Toren zu versehen sind.  
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KENNZEICHNUNGEN UND HINWEISE 

 
 KENNZEICHNUNGEN GEM. § 9 ABS. 5 BAUGB 

 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich die Altlastenverdachtsflächen 
Kataster-Nr. 5102/0062, 5102/1143, 5102/0023 und 5102/2144. Hier sind 
folgende Maßnahmen durchzuführen:  

 
Kataster 5102/0062 und 5102/1143 
Die Bodenverhältnisse sind bei den Standsicherheitsuntersuchungen für die 
Errichtung von Bauwerken zu berücksichtigen.  
 
Eine gezielte Einleitung von Niederschlagswasser im Bereich der 
anthropogenen Anschüttungen ist unzulässig.  
 
Der menschliche Direktkontakt mit den Altablagerungen ist durch geeignete 
Maßnahmen zu unterbinden. Daher ist im Bereich von Haus- /Kleingärten eine 
Überdeckung von 60 cm mit unbelastetem Boden (Z 0 in Anlehnung an die 
Zuordnungs-Werte der LAGA-Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) und im 
Bereich von Kinderspielplätzen und Freizeitflächen eine Überdeckung von 35 
cm mit unbelastetem Boden vorzunehmen. Im Bereich von öffentlichen 
Grünflächen ist eine Überdeckung von 10 cm mit unbelastetem Boden 
ausreichend. 
 
Bei auffälligen Beobachtungen im Rahmen der Bauarbeiten ist das Umweltamt 
Kreis Aachen zu unterrichten. Bei Abtransport der im Bereich der 
Altlastenflächen angetroffenen Auffüllungsböden ist die Abstimmung mit der 
unteren Abfallwirtschaftsbehörde erforderlich. Nach Abschluss der 
Baumaßnahme sind Entsorgungsnachweise und eine Dokumentation des 
Sachverständigen über die vorgenommenen Untersuchungen vorzulegen.  
 
Kataster 5102/0023 
Die im Bereich der Altablagerung vorhandenen Materialien sind für den Fall des 
Abtransportes durch einen Sachverständigen zu deklarieren. Hierfür ist eine 
frühzeitige Abstimmung mit der unteren Abfallbehörde erforderlich. 
Wenn die Halde für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden soll, ist zu 
berücksichtigen, dass Teile nicht ausreichend standsicher sind. Teilbereiche, 
die sich ggfs. bereits in Rutschung befinden, sind entsprechend zu sichern. 
 
Kataster 5102/2144 
In diesem Bereich sind in Abstimmung mit der Bodenschutzbehörde des 
Kreises Aachen Bodenuntersuchungen durchzuführen.  
 
Für das gesamte Plangebiet gilt: 
Aufgrund der bergbaulichen Verhältnisse ist das Vorkommen von Altlasten im 
gesamten Plangebiet nicht auszuschließen.  

 
 

HINWEISE 
 

1. Schachtschutzzonen 
Innerhalb der im Plangebiet vorhandenen Schachtschutzzonen ist eine 
eingeschränkte Bebauung wie folgt möglich: 
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1.1 Kernzone (6 m Radius um den Schacht)  
 Eine Überbauung kann nur in Abstimmung mit der EBV Aktiengesellschaft auf 

Stützen erfolgen, wenn dabei keine Kräfte auf den Schachtkopf oder den 
Schachtausbau einwirken. Der Nachweis muss zu Lasten des Bauherrn / 
Bauträgers geführt werden. Eine Gründung in der Kernzone ist nicht möglich, 
Ver- und Entsorgungsleitungen dürfen nicht verlegt werden und die 
vorhandenen Extensometerhäuschen mit den Kontrolleinrichtungen müssen 
frei zugänglich bleiben. 

 
1.2 Erweiterte Schutzzone (Radius 20 m)  

In diesem Bereich ist wegen möglicher Gasaustritte nur eine Bebauung auf 
Stützen oder mit Gasdrainage möglich. Zulässig ist auch die Anlegung von 
Parkplätzen, Verkehrs- und Grünflächen sowie die gasdichte  (zur 
Vermeidung von evtl. Gasmigrationen) Verlegung von Ver- und 
Entsorgungsleitungen. Parkplätze und Verkehrsflächen im Bereich der 
erweiterten Gasschutzzone sind gasdurchlässig zu pflastern. Auch hier 
müssen die vorhandenen Extensometerhäuschen mit den 
Kontrolleinrichtungen frei zugänglich bleiben.  
 

2. Stellplatzanlage 
Innerhalb der in der Planzeichnung dargestellten Stellplatzfläche STA 1 ist 
durch geeignete Maßnahmen eine Nachtnutzung zu vermeiden (vgl. 
Schallimmissionstechnischer Fachbeitrag Nr. WÜ/38/03/BP/042 des 
Ingenieurbüros Dipl.-Ing. F.-J. Kals).  
 

 


































